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SPD-Stadtratsfraktion, Haidplatz 8, 93047 Regensburg
Herrn Oberbürgermeister

Hans Schaidinger

Postfach 110643

93047 Regensburg

Regensburg, 23.07.2013
Änderungsantrag zu TOP 3 – nichtöffentliche Sitzung – Ausschuss für Wirtschaft und Beteiligung am 24.07.2013

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

der Stadtrat war sich bei der Beschlussfassung im Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr, Umwelt und Wohnungsfragen am 09.04.2013 darüber einig, dass die Kappungsgrenze für Mieterhöhungen in Regensburg auf 15 % gesenkt werden soll.

Die nach dem 09.04.2013 von der Stadtbau GmbH ausgesprochenen Mieterhöhungsverlangen, die über diese 15%-Grenze hinausgehen widersprechen diesem Ziel des Stadtrates. 
Der vorliegende Antrag vom 25.05.2013 trägt diesem gemeinsamen Anliegen vom 09.04.2013 nicht ausreichend Rechnung.

Um der Intention des Beschlusses vom 09.04.2013 (Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr, Umwelt und Wohnungsfragen) Rechnung zu tragen ist eine eindeutige, rückwirkende Festlegung der Kappungsgrenze auf 15 % bei den Stadtbauwohnungen ab 09.04.2013 erforderlich. 

Alle seit 09.04.2013 ausgesprochenen Mieterhöhungen bzw. Mieterhöhungsankündigungen bei der Stadtbau GmbH sollen deshalb auf maximal 15 % innerhalb von drei Jahren begrenzt werden. Für den unwahrscheinlichen Fall, dass die rückwirkende Festlegung auf die Kappungsgrenze (15 %) und Rücknahme der entsprechenden Mieterhöhungen rechtlich unmöglich sein sollte, ist eine erneute Änderung der Miete, bei zwischen 09.04. und 01.08. ausgesprochenen Erhöhungen auf maximal 15 % innerhalb von drei Jahren vorzunehmen. Diese erneute Änderung soll ab 01.08.2013 bzw. bei erst später wirksam werdenden höheren Mietanpassungen (mehr als 15 %) zum Erhöhungszeitpunkt gelten.
Ferner ist die Praxis der Stadtbau GmbH bei Generalsanierungen grundsätzlich Neumietverträge, selbst mit teils langjährigen Mietern, abzuschließen mit dem sozialen Auftrag dieses städtischen Wohnbauunternehmens für uns nicht vereinbar. 

Diese Praxis (Neumietverträge) dient vorrangig nur der Gewinnmaximierung, indem sich bei Neumietverträgen andere Erhöhungsspielräume für den Vermieter (Stadtbau GmbH) ergeben, als sie sich bei Berechnung des gesetzlichen Sanierungsaufschlags auf die Bestandsmiete ergeben würden.

Wir sehen ferner die Ausschöpfung der maximal zulässigen Grenze von 11 % für die Erhebung einer Modernisierungsumlage im Blick auf den sozialen Anspruch, der an das städtische Wohnungsbauunternehmen zu stellen ist, kritisch und schlagend deshalb eine Begrenzung auf maximal 9 % vor.
Auch hierzu bedarf es einer Anweisung der Stadt als Gesellschafterin an die Geschäftsleitung.
Die SPD Stadtratsfraktion bringt deshalb die nachfolgenden Änderungsanträge zu Beschlussfassung am 24.07.2013 für den Ausschuss für Wirtschaft und Beteiligungen ein.

Beschlussanträge:

Die SPD Stadtratsfraktion beantragt, abweichend vom vorliegenden Antrag vom 25.05.2013 unter Änderung von Ziffer 1 dieses Antrags folgende Formulierung zur Beschlussfassung zu stellen:

„Die Stadt Regensburg als Gesellschafterin der Stadtbau GmbH wird beauftragt, die Geschäftsleitung anzuweisen, 

1.) den Mietzins in den Fällen, in denen Mieterhöhungen, nach dem 09.04.2013 ausgesprochen wurden und bei denen das Erhöhungsverlangen über 15 % innerhalb von drei Jahren lag für die Zeit ab 01.08. bzw. dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Mieterhöhung dahingehend zu ändert, dass eine neue Miete festgesetzt wird, die gegenüber der gültigen Miete zum 08.04.2013 maximal einer Erhöhung um 15 % innerhalb von drei Jahren entspricht.“
Ferner beantragen wir Folgendes (Ziff. 6 und 7) zur Beschlussfassung vorzulegen:
„Die Stadt Regensburg als Gesellschafterin der Stadtbau GmbH wird beauftragt, die Geschäftsleitung anzuweisen, dass
6.) bei bestehenden Mietverhältnissen im Zuge von Generalsanierungen keine Neumietverträge von den Mietern gefordert, sondern die bestehenden Mietverhältnisse mit den erworbenen Mieterrechten vollumfänglich fortgeführt werden.
7.) die Modernisierungsumlage, abweichend von der gesetzlich zulässigen Obergrenze von 11 % pro Jahr, für alle zum 25.07.2013 noch nicht abgeschlossenen und alle zukünftigen Modernisierungsmaßnahmen im Bestand der Stadtbau GmbH auf maximal 9 % begrenzt wird, solange keine gegenteilige Anweisung der Gesellschafterin Stadt Regensburg ergeht.“
Mit freundlichen Grüßen

gez.

Norbert Hartl

Fraktionsvorsitzender
SPD-Stadtratsfraktion		
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